
 

Stadt Leverkusen NEUDRUCK                Antrag Nr. 2024/2706 

Der Oberbürgermeister 
  

I/01-011-20-06-neu/neu 
Dezernat/Fachbereich/AZ  
 
20.03.2024 
Datum 

 

Beratungsfolge Datum Zuständigkeit Behandlung 

Rat der Stadt Leverkusen   19.02.2024 Entscheidung 
(vertagt) 

öffentlich 

Ausschuss für Soziales, Gesund-
heit und Senioren  

15.04.2024 Beratung öffentlich 

Finanz- und Digitalisierungsaus-
schuss 

29.04.2024 Beratung öffentlich 

Integrationsrat 30.04.2024 Beratung öffentlich 

Rat der Stadt Leverkusen   06.05.2024 Entscheidung öffentlich 

 

Betreff:  

Bezahlkarte für Flüchtlinge auch in Leverkusen 
- Änderungsantrag der FDP-Fraktion vom 06.02.2024 zum Antrag Nr. 2024/2691 
 
 
 
 
Hinweis des Fachbereichs Oberbürgermeister, Rat und Bezirke: 
 
Der Neudruck des o. g. Antrags wurde erforderlich, da er in der Ratssitzung am 
19.02.2024 in den nächsten Sitzungsturnus einschließlich Vorberatung in den zuständi-
gen Ausschüssen vertagt wurde. 
 
 
  
  

Anlage/n:  

2706 – Antrag 
2706 – Beschlusslauf des Antrags 
 
 



FDP-Ratsfraktion ∙ Kölner Str. 53 ∙ 51379 Leverkusen 

 
 

 
 
Herrn  
Oberbürgermeister 
Uwe Richrath 
Rathaus 
Friedrich- Ebert-Platz 1 
51373 Leverkusen 
 
 
 
Änderungsantrag zum Antrag der CDU Fraktion Bezahlkarte für Geflüchtete 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
bitte setzen Sie vorliegenden Änderungsantrag zum Antrag der CDU-Fraktion auf die Tagesordnung 
der zuständigen Gremien und des Rates: 
 
Der Text des CDU-Antrages wird wie folgt geändert: 
 
I. Der Rat bedauert, dass die CDU geführte Landesregierung zur Einführung der Bezahlkarte für 
Flüchtlinge keine einheitliche Musterlösung für die Kommunen zur Verfügung stellt und fordert den 
Landtag auf, hier eine entsprechende Entscheidung herbeizuführen. 
 
II. Die Verwaltung schafft ihrerseits die Voraussetzung, dass die Bezahlkarte für Geflüchtete 
schnellstmöglich in Leverkusen umgesetzt werden kann.  
 

III. Die Stadt Leverkusen soll sich einem gemeinsamen Modell von Bund und/oder Land anschließen 
und die Bezahlkarte für Geflüchtete in Leverkusen einführen.  
 

Begründung:  

Völlig unverständlich ist die Entscheidung der schwarz-grünen Landesregierung, nicht für eine 
einheitliche Einführung von Bezahlkarten für Geflüchtete zu sorgen. Bund und Länder hatten sich auf 
eine weitgehende Umstellung von Bargeldauszahlungen auf eine Bezahlkarte geeinigt. So soll 
sichergestellt werden, dass die Leistungen für Asylbewerber ausschließlich für den Lebensunterhalt 
verwendet werden. Ministerpräsident Wüst hat die Bezahlkarten eingefordert. Konsequent wäre nun 
eine landesweit einheitliche Lösung zur Verfügung zu stellen. Stattdessen lässt die Landesregierung die 
Kommunen jetzt mit Entscheidung und Kosten allein im Regen stehen. Die Erfahrungen aus 
verschiedenen Pilotversuchen seien sehr ermutigend. Bezahlkarten sparten gegenüber der 
Barauszahlung Verwaltungsaufwand. Überweisungen ins Heimatland oder die Bezahlung von 
Schleppern würden durch sie weitgehend verhindert werden können.  
 

Leverkusen, den 06.02.2024 
FDP-Ratsfraktion 
 
Im Rat der Stadt Leverkusen 
 
Jörg Berghöfer 
Valeska Hansen 
Uwe Bartels 
 
Kölner Straße 53 
51379 Leverkusen 
Tel: 02171 - 705 36 06 
 
info@fdp-ratsfraktion-lev.de  
 



2  
 
 
 
 
Für jedes kommunale Handlungsfeld hat Düsseldorf Förderprogramme und Vorschriften für die 
Kommunen parat. Kein Thema ist für solche Gängelungen zu klein.  
Deshalb darf sie sich aus nicht aus der großen Herausforderung der Migration heraushalten. 
 

Jörg Berghöfer     

Fraktionsvorsitzender    



 
 

Beschlusslauf des 

Stadt Leverkusen  Antrags Nr. 2024/2706 

Der Oberbürgermeister 
  

I/01-011-20-06-neu 
Dezernat/Fachbereich/AZ  
 
20.03.2024 
Datum 

 

Betreff:  

Bezahlkarte für Flüchtlinge auch in Leverkusen 
- Änderungsantrag der FDP-Fraktion vom 06.02.2024 zum Antrag Nr. 2024/2691 
 
 

Beschlussorgan: 
Rat der Stadt Leverkusen 

Sitzung vom:  
19.02.2024 

Niederschrift zur Sitzung 
RAT/033/2024 

  
Die Tagesordnungspunkte 8.1 (Antrag Nr. 2024/2706), 8.2 (Antrag Nr. 2024/2691) 
und 8.3 (Antrag Nr. 2024/2692) werden gemeinsam beraten. 
 
Rh. Baake (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) beantragt, den gesamten Tagesordnungs-
punkt in den nächsten Sitzungsturnus einschließlich Vorberatung in den zuständigen 
Ausschüssen zu vertagen. 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath lässt über den Vertagungsantrag abstimmen. 
 
dafür: 24 (OB, 11 SPD, 6 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 BÜRGERLISTE, 3 FDP, 

2 parteilos) 
dagegen: 22 (14 CDU, 2 BÜRGERLISTE, 2 OP, 1 AfD, 1 DIE LINKE, 1 Klimaliste 

Leverkusen, 1 Aufbruch Leverkusen) 
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